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// Im Blickpunkth

Der Frage, ob das im Rahmen des „Tipke-Urteils“ vom BFH festgestellte Vollzugs- und Erhebungsdefizit tats�chlich eine

nachtr�gliche verfahrensrechtliche �nderung begr�nden kann, gehen Balmes/Graessner nach. F�r Organschaftsf�lle ent-

h�lt das JStG 2009 Sonderregelungen f�r Unternehmen der Kredit- und Versicherungswirtschaft, die speziell bei der Ein-

kommensermittlung und beim DBA-Schachtelprivileg zu praktischen Schwierigkeiten f�hren. Diese stellen Heurung/Seidel

dar. Die Grunderwerbsteuer als wesentliches Element der Kosten einer Unternehmensreorganisation behandeln Loh-

mann/von Goldacker/Zeitz.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Fahrten zu st�ndig wechselnden

Arbeitsst�tten voll absetzbar

Die Kosten eines Arbeitnehmers f�r die Fahrten

zwischen Wohnung und st�ndig wechselnden

T�tigkeitsst�tten sind unabh�ngig von der Ent-

fernung (ab dem ersten km) in tats�chlicher H�-

he als Werbungskosten zu ber�cksichtigen (BFH,

18.12.2008 – VI R 39/07). Der Ansatz einer Ent-

fernungspauschale, die f�r Wege zwischen Woh-

nung und regelm�ßiger Arbeitsst�tte anzuset-

zen ist, scheidet daher aus. Die anderslautende

Rechtsprechung ist aufgrund ge�nderter Rechts-

lage �berholt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-467-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Gesch�ftsf�hrerhaftung wegen

Lohnsteuer

Mit Urteil vom 11.11.2008 – VII R 19/08 – hat

der BFH entschieden:

Die erforderliche Kausalit�t zwischen der Pflicht-

verletzung und dem mit der Haftung geltend

gemachten Schaden richtet sich wegen des

Schadensersatzcharakters der Haftung nach

§ 69 AO nach der Ad�quanztheorie. Danach sind

solche Pflichtverletzungen f�r den Erfolg urs�ch-

lich, die allgemein oder erfahrungsgem�ß geeig-

net sind, den Erfolg zu verursachen.

Die erfolgreiche Insolvenzanfechtung einer erst

nach F�lligkeit abgef�hrten Lohnsteuer unter-

bricht den Kausalverlauf zwischen Pflichtverlet-

zung und Schadenseintritt jedenfalls dann nicht,

wenn der F�lligkeitszeitpunkt vor dem Beginn

der Anfechtungsfrist lag.

Die Pflicht zur Begleichung der Steuerschuld der

GmbH im Zeitpunkt ihrer F�lligkeit ist dem Ge-

sch�ftsf�hrer nach § 34 Abs. 1 AO, § 41a EStG

nicht allein zur Vermeidung eines durch eine

versp�tete Zahlung eintretenden Zinsausfalls

auferlegt, sondern soll auch die Erf�llung der

Steuerschuld nach den rechtlichen und wirt-

schaftlichen Gegebenheiten zum Zeitpunkt ihrer

F�lligkeit sicherstellen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-467-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Keine freiberuflichen Eink�nfte einer

Personengesellschaft bei mittelbarer

Beteiligung eines Berufsfremden

Im Urteil vom 28.10.2008 – VIII R 69/06 – hat

der BFH entschieden, dass die mittelbare Beteili-

gung schon eines Berufsfremden an einer Perso-

nengesellschaft, deren weitere Gesellschafter

Freiberufler sind, dazu f�hrt, dass die Gesell-

schaft insgesamt keine freiberuflichen, sondern

gewerbliche Eink�nfte bezieht und deshalb ge-

werbesteuerpflichtig ist.

Zeitgleich hat der BFH mit Urteil vom 28.10.2008

– VIII R 73/06 – auch die Eink�nfte der Oberge-

sellschaft als Eink�nfte aus Gewerbebetrieb be-

urteilt, da die Obergesellschaft als Holding ledig-

lich gesch�ftsleitende Funktionen innerhalb ei-

ner Firmengruppe wahrgenommen und damit

keinen freien Beruf ausge�bt hatte.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-467-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: R�cknahme des rechtswidrigen

beg�nstigenden Verwaltungsakts

Der BFH hat mit Urteil vom 9.12.2008 – VII R 43/

07 – entschieden:

Ein rechtswidriger beg�nstigender Verwaltungs-

akt kann nach § 130 Abs. 2 AO nur dann zur�ck-

genommen werden, wenn bei seinem Erlass von

einem tats�chlich nicht gegebenen Sachverhalt

ausgegangen oder das im Zeitpunkt seines Erlas-

ses geltende Recht unrichtig angewandt worden

ist; eine nachtr�gliche �nderung der Sach- oder

Rechtslage hingegen macht einen urspr�nglich

rechtm�ßigen Verwaltungsakt grunds�tzlich

nicht rechtswidrig, es sei denn, es l�ge ein Fall

steuerrechtlicher R�ckwirkung vor. Eine „nach-

tr�glich eingetretene Tatsache“ i. S. d. § 131

Abs. 2 S. 1 Nr. 3 AO kann auch die steuerrechtli-

che Beurteilung eines Sachverhalts in einem an-

deren Bescheid sein, der Bindungswirkung f�r

den zuwiderrufenden Bescheid hat.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-467-4

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Bundesrat:Konjunkturpaket II verabschiedet

Am 20.2.2009 hat der Bundesrat das Konjunktur-

paket II verabschiedet, daher aber die f�r diesen

Tag geplante Abstimmung �ber die Grundge-

setz�nderung zur Kfz-Steuer vertagt. Mit ihr soll

die Ertrags- und Verwaltungskompetenz der Ver-

kehrsbesteuerung geschlossen auf den Bund

�bergehen. Hinsichtlich der Kfz-Steuer lagen

diese Zust�ndigkeiten bislang bei den L�ndern.

Hinsichtlich der einfachgesetzlichen Neurege-

lung der Kfz-Steuer hat der BR den Vermittlungs-

ausschuss angerufen (BR-Drs. 119/09 (B)).
(PM BR vom 20.2.2009)

Verbrauchsteuergesetze ge�ndert

Eine EU-Richtlinie f�hrt dazu, dass die Bundesre-

gierung die �nderung mehrerer Gesetze, die

Verbrauchsteuern betreffen, beschlossen hat.

Die H�he der Steuern ist nicht betroffen – es

geht um ein neues, EDV-gest�tztes Verfahren

bei der Bef�rderung von verbrauchsteuerbaren

Waren im EU-Binnenmarkt. Das Bundesfinanzmi-

nisterium hat die Gelegenheit genutzt, die Ge-

setze einfacher zu gestalten.

Die EU-Richtlinie schafft die Rechtsgrundlage f�r

die EU-weite Einf�hrung des IT-Verfahrens EMCS,

das ab April 2010 starten und ab Januar 2011

bindend sein soll. EMCS bedeutet Excise Move-

ment and Control System und betrifft das Ver-

fahren bei der Bef�rderung von Waren, auf die

Verbrauchsteuern anfallen. Die Steuern m�ssen

dabei erst entrichtet werden, wenn sie zum Ver-

brauch abgegeben werden. Neben der Vereinfa-

chung f�r alle Beteiligten kann auf diese Weise

Steuerbetrug wirksamer bek�mpft werden.
(Newsletter BMF 18.2.2009)
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Die Woche im Steuerrecht
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